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Sehr geehrte Frau Kommissionspräsidentin,
sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, an diesem Vernehmlassungsverfahren teilzunehmen und unterbrei-
ten Ihnen nachfolgend unsere Stellungnahme. 

Ihre Kommission beantragt eine Anpassung des Bundesgesetzes über die Ausländerinnen und Ausländer 
und über die Integration (AIG), wonach die Gründe für die Unzumutbarkeit des Wegweisungsvollzugs künf-
tig abschliessend im Gesetz geregelt werden sollen. Ziel der Vorlage ist es, klarer festzulegen, in welchen 
Fällen eine vorläufige Aufnahme angeordnet werden kann. Konkret soll ein Wegweisungsvollzug nur noch  
dann als unzumutbar gelten, wenn eine betroffene Person «wegen Krieg, Bürgerkrieg, allgemeiner Gewalt 
oder medizinischer Notlage im Heimat- oder Herkunftsstaat konkret gefährdet ist» (Art. 83 Abs. 4 VE-AIG).  
Andere humanitäre Gründe oder kumulative Belastungssituationen, die heute im Einzelfall berücksichtigt 
werden können, würden damit ausdrücklich ausgeschlossen.

Die EVP steht für eine Asyl- und Migrationspolitik ein, die sich an humanitären Grundsätzen, an der Men-
schenwürde sowie an christlichen Werten wie Nächstenliebe, Solidarität und Wahrhaftigkeit orientiert. Ge-
rade in besonders verletzlichen Situationen muss weiterhin eine sorgfältige Einzelfallprüfung möglich blei-
ben. Die vorgeschlagene abschliessende Aufzählung der Unzumutbarkeitsgründe würde den notwendigen 
Handlungsspielraum der Behörden und Gerichte unnötig einschränken und dazu führen, dass Personen 
durch das Raster fallen, obwohl eine Wegweisung aus humanitären Gründen nicht vertretbar wäre.

Besonders  problematisch  ist,  dass  kumulative  Belastungssituationen  künftig  nicht  mehr  ausreichend 
berücksichtigt werden könnten. Betroffen wären insbesondere vulnerable Personen wie alleinerziehende 
Frauen,  Kinder  oder  gesundheitlich  belastete  Menschen  ohne  soziales  Netz  in  ihrem  Heimat-  oder 



Herkunftsland  und  ohne  Zukunftsperspektive.  Die  EVP  ist  überzeugt,  dass  das  Asylwesen  nicht 
glaubwürdiger oder gerechter wird, wenn gerade jene Menschen den Schutz verlieren, die besonders auf 
humanitäre Lösungen angewiesen sind.

Die heutige Regelung erlaubt es bereits, klare Kriterien anzuwenden und gleichzeitig aussergewöhnliche 
Härtefälle  angemessen  zu  berücksichtigen.  Dieser  bewährte  Spielraum  entspricht  dem  humanitären 
Charakter der vorläufigen Aufnahme und trägt dem Umstand Rechnung, dass nicht jede denkbare Situation 
abschliessend gesetzlich geregelt werden kann.

Die  EVP  lehnt  die  vorgeschlagene  Gesetzesänderung  deshalb  entschieden  ab  und  unterstützt 
entsprechend den Minderheitsantrag Jost auf Nichteintreten. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Fragen gerne zur Verfü -
gung. 
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